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Gemeindevertretung Grünheide (Mark)        Grünheide (Mark), 29.03.2016 
Fraktion bürgerbündnis grünheide 
 
 
 
Stellungnahme und Anträge der Fraktion bürgerbündnis grünheide zum „Bericht über die 
Sonderprüfung der Sanierung des Bestandsgebäudes der Gerhard-Hauptmann-
Grundschule in der Gemeinde Grünheide“, RPA des LOS vom 05.07.2015 
 
 
Vorbemerkungen: 
 
Der o.g. Prüfbericht vom 05.07.2015 wurde uns erst auf Nachfrage am 16.02.2016 übergeben. 
Die Mehrheit der Gemeindevertreter beschloss auf Antrag der   
Fraktion bürgerbündnis grünheide eine Sonderprüfung zu o.g. Betreff zu beauftragen und fasste 
am 27.03.2014 den Beschluss: 
 
15/01/14 Die Gemeindevertretung der Gemeinde Grünheide (Mark) nimmt die Darlegungen im Bericht des 
Bürgermeisters zur Bestandsaufnahme / Baukosten und Terminplanung der Grundschule und zur Aufnahme des 
Kita-, Schul- und Hortbetriebes zum Anlass, die Kommunalaufsichtsbehörde und das Rechnungsprüfungsamt mit 
einer örtlichen Sonderprüfung über die Vorbereitung, das Projektmanagement sowie die Planung, Ausschreibung, 
Ausführung, Abrechnung und Buchung der beauftragten Leistungen zu beauftragen.  
 

Erforderlich war dies, weil die Gemeindevertretung mehrfach über die Erhöhung des 
Investitionsvolumens entscheiden sollte, ohne dass eine vorherige Beratung im Fachausschuss 
und in der Gemeindevertretung selbst stattfand.  
 
Dazu hieß es in der Begründung: 
 
Die Berichterstattung des Hauptverwaltungsbeamten unter TOP 05 der Niederschrift über die 
Gemeindevertretersitzung vom 05.09.2013 gibt keine Auskunft über die vorliegende Beschlusslage, 
verbunden mit einer Bestandsaufnahme beginnend mit der Bedarfsplanung, Grundlagenermittlung, 
Kostenplanung je Planungsphase mit rechnerischen und planerischen Nachweisen der Abweichungen nach 
DIN 276 mit dazugehörenden Begründungen. 
Auch unter  TOP 07 und TOP 21 ist keine transparente, nachvollziehbare, numerische Nachweisführung der 
Kostensteigerung/Kostengliederung  aufgeführt. Anlagen waren nicht beigefügt. 
 

Die Argumentation der Verwaltung war immer die gleiche – wollt ihr die Schule saniert haben oder 
nicht. 
In dem der Sitzung des Bauausschusses am 19.04.2012 wurde folgendes zur Sache protokolliert: 
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Wesentliche Prüfergebnisse 
 
Die in der Bauausschusssitzung am 19.04.2012 protokollierte Kritik und geäußerten Zweifel 
wurden durch die Prüfungsergebnisse bestätigt. 
 
Die Bau- und Planungskosten wurden  gemäß Prüfbericht wie folgt festgestellt: 
  
Kostenschätzung 29.11.2011 mit  983 816,-€ 
Kostenschätzung 15.08.2012 mit 1 019 022,17€ 
Kostenschätzung 29.08.2012 mit 1 042 018,57€ 
Kostenschätzung 19.02.2013 mit 1 582 933,57€ 
Kostenschätzung 21.10.2013 mit 1 654 726,96€  
 
Eine Beteiligung des Bauausschusses und der Gemeindevertretung erfolgte nicht. Es fanden nur 
Gespräche zwischen Bauamt, Schule und Planern statt. 
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Auszugsweise stellen wir weitere wesentliche, diesen Sachverhalt erläuternde  Auszüge aus dem 
Prüfbericht zusammen: 
 

 
 
2010 wurden Fördermittel aus den Konjunkturprogrammen verbaut. 
 

 
 
Darüber wurde die Gemeindevertretung nicht informiert. 
 

 

 
 
 
 



 

4 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 
 



 

5 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 



 

6 

 

 
Zum Gewerk HLS sind zusätzliche Feststellungen bemerkenswert: 
 

 
 

 
 

 
 
Zum Gewerk Malerarbeiten: 
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Zu Planungs- und Ingenieurleistungen: 
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Das RPA stellt in seinem Bericht vom 13.11.2015 über die Prüfung des Jahresabschlusses der 
Gemeinde Grünheide (Mark) zum 31.12.2012 auf Seite  41 fest, dass es der Auffassung ist, dem 
Bürgermeister der Gemeinde Grünheide (Mark) für den Abschluss des HH-Jahres 2012 die 
Entlastung zu erteilen. Die im Betreff dieser Stellungnahme genannte örtliche Sonderprüfung ist 
auf Seite 5 vom RPA benannt.  
 
Folgende Mängel in der finanztechnischen, bauwirtschaftlichen und technischen Planung sowie 
Vergabe- und Nachtragsmanagement liegen mehrfach vor: 
 

1. Fehlende Grundlagenermittlung/Bestandsfeststellung und nicht in Auftrag gegebene 
Gutachten als Bauherrenleistung zur vorhandenen Bausubstanz, Nichtbeachtung 
vorangegangener Planungen und Bauausführungen (Mängel Dach). 
 

2. Fehlende Transparenz und Dokumentation der Vergabevermerke hinsichtlich des 
Ausschlusses von Bietern und fehlende Plausibilität. Falsche Auswahl von Bietern, die 
mehr als 50% der Leistungen an Subunternehmer weitergaben. 

 
3. Unvollständige Leistungsbeschreibungen ohne Bestandsermittlung, die den tatsächlichen 

Sanierungsbedarf nicht wiederspiegeln. Fehlende bis mangelhafte Preisprüfungen ohne 
ausreichende Dokumentation. 

 
4. Kein Nachtragsmanagement, ungeprüfte und überhöhte Nachtragspreise. Fehlende 

Urkalkulation. Ungeprüfte Akzeptanz von Nachtragspreisen. Sehr mangelhafte Prüfung der 
Nachtragsangebote. 

 
5. Zu hoher Stundenlohnanteil zu Selbstkosten. Unklare Abrechnung von Stundenlohnzetteln. 

Fehlender Wettbewerb und unwirtschaftliches Verwaltungshandeln durch Abrechnung über 
Mengenmehrung in Verbindung mit ungeeigneten Leistungsbeschreibungen. 

 
6. Keine ausreichende Kontrolle der beauftragten Büros durch den Bauherren. 

 
7. Insgesamt systematische und strukturelle Mängel, die auf Organisationsversagen 

hinweisen.  

 
Das RPA hat unter H15 den Hinweis gegeben, Schadensersatzansprüche gegen das 
Planungsbüro zu prüfen. Ein Ergebnis liegt uns dazu nicht vor. 
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Das Ergebnis des Schlussgespräches und die Stellungnahme der Gemeinde zum Prüfbericht 
liegen uns ebenfalls nicht vor. Nach Information des RPA fand die Schlussbesprechung am 
25.06.2015 statt. Eine Stellungnahme der Gemeinde liegt dem RPA nicht vor.  
Am 17.02.2016 wurde uns auf Anfrage in Vorbereitung des Haupt- und Finanzausschusses am 
18.02.2016 eine falsche Stellungnahme der Gemeinde gesendet. Es handelte sich um das Projekt 
„Müggelspreehalle Hangelsberg“. Diese Stellungnahme hat den Titel  
 „Stellungnahme zum Bericht des Rechnungsprüfungsamtes vom 03.09.2015 über die Prüfung der 
Investitionsmaßnahme „Neubau einer Zweifeld-Mehrzweckhalle in Hangelsberg“ des 
Jahresabschlusses 2012/2013“. Die richtige Stellungnahme wurde uns bis heute trotz Mahnung 
am 18.02.2016 nicht übergeben. Unserem Antrag die Entlastung des Bürgermeisters nicht in die 
TO der Gemeindevertretersitzung am 25.02.2016 aufzunehmen wurde entsprochen. 
 
 
Wir fragen deshalb: 
 

1. Wann und durch wen wurde in der Verwaltung geprüft, ob Schadensersatzansprüche 
gegen beauftragte Planer und Architekten durchgesetzt werden? Mit welchem Ergebnis? 
Bitte Nachweise beifügen. 

2. Wurde gegen Planer und Architekten Schadensersatzansprüche geltend gemacht, Wenn ja 
in welcher Höhe im Einzelnen. Wie ist der Stand der Verfahren? Wenn keine Verfahren 
angestrebt wurden, aus welchen Erwägungen? Bitte benennen. 

3. Welche organisatorischen und strukturellen Maßnahmen wurden erfolgreich umgesetzt um 
Kontrolle der Planer, Transparenz der Vergabe und Dokumentation, Preisprüfung, 
Nachtragsmanagement, Bauen im Bestand zu verbessern? 

4. Welchen Betrag hat der eingetretene Schaden für die Gemeinde aus den Ermittlungen der 
Sonderprüfung insgesamt? 

 
 

Durch die Fraktion wird festgestellt, dass für die Gemeinde ein Schaden entstanden ist. 
 
Es ist insgesamt erfreulich, dass durch das RPA auf Grundlage der von der Gemeindevertretung in 
Auftrag gegebenen Prüfung sogar noch bei den Schlussrechnungen Kostenreduzierungen erreicht 
werden konnten, die die Beauftragung mehr als rechtfertigen. 
 
Diese Stellungnahme erstellt am  09.03.2016 wurde am 29.03.2016 nach Vorliegen des 
Schreibens des RPA LOS vom 23.03.2016 aktualisiert. Ebenso der Beschlussvorschlag. Das RPA 
LOS teilte u.a. mit: 
 

 
 
Wir beantragen: 
Die Gemeindevertretung beschließt den Bürgermeister hinsichtlich der vom PRA LOS in 
dem Bericht über die Sonderprüfung vom 05.07.2015 gegebenen Hinweise und 
Beanstandungen für das HH-Jahr 2012 zur Zeit nicht zu entlasten. Es wird die vom RPA 
LOS mit Schreiben vom 23.03.2016 angekündigte erneute Beurteilung zur Empfehlung über 
die Entlastung des Bürgermeisters im Zusammenhang mit dem Jahresabschluss 2013 
abgewartet. 
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